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der Europäischen Gemeinschaften sowie im Recht der Deut­
schen Demokratischen Republik, soweit es mit dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland übereinstimmt.

§5
Verfahren zur Niederlassung

(1) Die Aufnahme in die für den Ort der beabsichtigten 
Niederlassung zuständigen Rechtsanwaltskammer erfolgt auf 
Antrag.

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf Aufnahme in die 
zuständige Rechtsanwaltskammer trifft der Minister der Ju­
stiz der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Der Antrag ist schriftlich zu stellen. Mit ihm sind ein­
zureichen
— der Nachweis der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach 

der Bundesrechtsanwaltsordnung,
— eine Bescheinigung über die Zugehörigkeit zu einer Rechts­

anwaltskammer.
Bei Vorliegen dieser Unterlagen ist der Antrag zu geneh­
migen.

(4) Für die Entscheidung über den Antrag einschließlich 
zulässiger Rechtsmittel gelten die Bestimmungen der Verord­
nung vom 22. Februar 1990 über die Tätigkeit und die Zulas­
sung von Rechtsanwälten mit eigener Praxis.

(5) Für die Entscheidung über die Aufnahme in die Rechts­
anwaltskammer wird eine Gebühr von 100 DM erhoben.

/ §6
Beendigung der Niederlassung

(1) Die Niederlassung in der Deutschen Demokratischen 
Republik endet durch

1. Austritt aus der Rechtsanwaltskammer
2. Widerruf der Aufnahme ln die Rechtsanwaltskammer
3. Verbot, im Geltungsbereich dieser Anordnung fremde 

Rechtsangelegenheiten zu besorgen.
(2) Der niedergelassene Rechtsanwalt kann jederzeit ohne 

Angabe von Gründen aus der Rechtsanwaltskammer austre­
ten.

(3) Die Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer ist zu wi­
derrufen, wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 
Die Entscheidung trifft der Minister der Justiz. Gegen diese 
Entscheidung sind die Rechtsmittel nach den §§ 26 und 27 der 
Verordnung vom 22. Februar 1990 über die Tätigkeit und die 
Zulassung von Rechtsanwälten mit eigener Praxis zulässig.

§7
Disziplinarische Verantwortlichkeit

(1) Für die auf der Grundlage dieser Anordnung in der 
Deutschen Demokratischen Republik niedergelassenen Rechts­
anwälte gelten die Bestimmungen über die disziplinarische 
Verantwortlichkeit, die für in der Deutschen Demokratischen 
Republik zugelassene Rechtsanwälte mit eigener Praxis An­
wendung finden. '

(2) An Stelle des Entzugs der Zulassung tritt das Verbot, 
im Geltungsbereich dieser Anordnung fremde Rechtsangele­
genheiten zu besorgen. Mit Rechtskraft der Entscheidung ver­
liert der Rechtsanwalt die Mitgliedschaft in der Rechtsan­
waltskammer.

(3) Im Disziplinarverfahren rechtskräftig getroffene Ent­
scheidungen sind der Behörde in der Bundesrepublik Deutsch­
land mitzuteilen, die die Zulassung erteilt hat.

§8
Beistandsregelung

In der Deutschen Demokratischen Republik zugelassene 
Rechtsanwälte sind berechtigt, Rechtsanwälten, die nach der

Bundesrechtsanwaltsordnung zugelassen und deren Vertre­
tungsbefugnisse vor Gericht begrenzt sind, die Ausführungen 
zur Vertretung in der mündlichen Verhandlung in ihrem Bei­
stand zu überlassen.

§9
Übergangsregelungen

(1) Die Bestimmungen über die Mitgliedschaft niedergelas­
sener Rechtsanwälte in den territorial zuständigen Rechts­
anwaltskammern treten nach deren Bildung in Kraft.

(2) Bis zur Bildung der Rechtsanwaltskammern erteilt der 
Minister auf Antrag Genehmigungen zur Niederlassung. Die 
Bestimmungen des § 6 dieser Anordnung finden dabei ent­
sprechende Anwendung.

§10
Schlußbestimmung

Diese Anordnung tritt am 2. Juli 1990 in Kraft.

Berlin, den 7. Juni 1990

Der Minister der Justiz
Prof. Dr. sc. W ü n s c h e  *  1

Verordnung
über die Förderung des Erwerbs von Grund und Boden 
durch kleine und mittelständische Unternehmen der DDR

vom 11. Juli 1990

§ 1
Zur Gewährleistung der Wettbewerbsfähigkeit unter 

marktwirtschaftlichen Bedingungen sowie zur Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen ist kleinen und mittelständi­
schen Unternehmen der DDR bis zu 500 Beschäftigten beim 
Kauf von volkseigenem Grund und Boden für gewerbliche 
Zwecke der Vorrang einzuräumen. Die Gemeinden und Städte 
fördern die Gewerbeansiedlung durch Bereitstellung von 
Grundstücken aus ihrem Vermögen insbesondere in Gewerbe­
gebieten bzw. in innerstädtischen Lagen. Diese Grundstücke 
sind mit entsprechender Nutzungsbindung kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen zum Kauf anzubieten.

§2
(1) Kleine und mittelständische Unternehmen der DDR 

haben das Recht, für gewerbliche Zwecke bei den Gemeinden 
und Städten Anträge zum Erwerb von Grund und Boden zu 
stellen.

(2) Die Gemeinden und Städte haben über die Anträge 
innerhalb eines Monats zu entscheiden.

§3
Die Bewertung der zum Kauf angebotenen Grundstücke hat 

auf der Grundlage der bis zum 30. Juni 1990 geltenden Preise 
zu erfolgen. Nach dem 31. Dezember 1990 ist das Grundstück 
entsprechend den sich herausbildenden Marktpreisen neu zu 
bewerten. Die Gemeinden und Städte können im Kaufvertrag 
eine Vereinbarung über eine Kaufpreisnachforderung bis zur 
Höhe der Neubewertung verlangen.

§4
Die durch kleine und mittelständische Unternehmen von 

den Gemeinden und Städten erworbenen Grundstücke dürfen 
innerhalb von 3 Jahren nur mit Zustimmung der Gemeinden 
und Städte verkauft werden.

§5
Gegen eine Entscheidung gemäß § 2 Abs. 2 sowie gegen das 

Versagen der Zustimmung gemäß § 4 kann innerhalb von


